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Eigenanteile für Lernmittel an den Schulen in Nordrhein-Westfalen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Die Bereitstellung von Lernmitteln ist eine wesentliche Voraussetzung für Chancengleichheit 
im Bildungssystem. In Nordrhein-Westfalen regelt das Lernmittelfreiheitsgesetz (LFG NRW), 
dass die Kosten für Lernmittel grundsätzlich zwischen den Schulträgern und den Erziehungs-
berechtigten aufgeteilt werden. Eltern leisten dabei einen gesetzlich festgelegten Eigenanteil, 
während die übrigen Kosten von den Schulträgern getragen werden.1 
 
Neben den klassischen Lernmitteln entstehen Familien jedoch regelmäßig weitere Ausgaben 
für verpflichtende Unterrichtsmaterialien, Arbeitshefte, digitale Endgeräte oder fachspezifische 
Ausstattung. Gleichzeitig unterscheiden sich Art und Umfang der von den Schulen bezie-
hungsweise Schulträgern bereitgestellten Lernmittel teilweise erheblich. Aufgrund der steigen-
den Lebenshaltungskosten stellt sich daher die Frage, wie hoch die tatsächliche finanzielle 
Belastung von Familien für Lernmittel und weitere verpflichtende Unterrichtsmaterialien in 
Nordrhein-Westfalen ist und wie sich diese zwischen den Schulformen und Regionen unter-
scheidet. 
 
 
Die Ministerin für Schule und Bildung hat die Kleine Anfrage 8399 mit Schreiben vom  
3. August 2026 namens der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales sowie der Ministerin für Heimat, Kommunales, Bau und  
Digitalisierung beantwortet. 
 
 
1. Wie hoch sind die nach der Verordnung zu § 96 Schulgesetz NRW festgelegten 

Durchschnittsbeträge für Lernmittel sowie die zulässigen Eigenanteile der Erzie-
hungsberechtigten in den Schuljahren 2022/23 bis 2025/26? (bitte aufschlüsseln 
nach Schuljahr und Schulform) 

 
Die Durchschnittsbeträge können der Verordnung über die Durchschnittsbeträge und den Ei-
genanteil nach § 96 Abs. 5 SchulG vom 12. April 2005, zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 16. Juni 2020 (GV. NRW. S. 464), entnommen werden.  

 
1 Vgl.: https://bass.schule.nrw/6242.htm  

https://bass.schule.nrw/6242.htm
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Der Eigenanteil der Eltern beträgt ein Drittel des jeweiligen Durchschnittsbetrags (vgl. § 96 
Abs. 3 Satz 2 SchulG). Der Eigenanteil entfällt für Empfängerinnen und Empfänger von Hilfe 
zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII gemäß § 96 Abs. 3 Satz 3 SchulG. Über weitere 
Entlastungen vom Eigenanteil entscheidet der Schulträger im Rahmen seiner Zuständigkeit. 
Darüber hinaus besteht für Leistungsbeziehende nach dem SGB XII sowie dem SGB II die 
Möglichkeit, Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets (BuT) in Anspruch zu nehmen. Die 
Leistungen unterstützen Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene aus einkommensschwa-
chen Familien. Sie decken z. B. Kosten für Schulbedarf, Ausflüge, Nachhilfe und die Teil-
nahme am sozialen und kulturellen Leben ab. Über das sogenannte Schulbedarfspaket als 
Bestandteil der Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets werden für jedes Halbjahr Pau-
schalbeträge zur Verfügung gestellt. 
 
 
2. Wie verteilen sich die Ausgaben der Schulträger für die Beschaffung von Lernmit-

teln in den Schuljahren 2022/23 bis 2025/26? (bitte aufschlüsseln nach Schuljahr, 
Schulform und Bezirksregierung) 

 
Der Landesregierung liegen hierzu keine Erkenntnisse vor, da die Kosten für Lernmittel gemäß 
§ 94 Abs. 1 SchulG von den Schulträgern übernommen werden und statistisch nicht erfasst 
werden. 
 
 
3. Welche Lernmittel bzw. verpflichtend im Unterricht eingesetzte Materialien werden 

nach den Vorgaben des Lernmittelfreiheitsgesetzes Nordrhein-Westfalen nicht 
vom Eigenanteil der Erziehungsberechtigten umfasst und sind daher vollständig 
von den Schulträgern bereitzustellen 

 
Der Inhalt des früheren Lernmittelfreiheitsgesetzes ist in § 96 SchulG vom 15. Februar 2005 
aufgegangen. 
 
Die Schulkonferenz entscheidet über die Einführung von Lernmitteln und bestimmt diejenigen 
Lernmittel, die im Rahmen des Eigenanteils der Eltern zu beschaffen sind (§ 65 Abs. 2 Nr. 11 
SchulG). In Nordrhein-Westfalen ist die Höhe des Eigenanteils gesetzlich geregelt. 
 
Es muss jedoch differenziert werden zwischen der Lernmittelfreiheit nach § 30 Abs. 1 SchulG 
und Gegenständen, die im Unterricht als Gebrauchs- oder Übungsmaterial verwendet werden. 
Die Kosten für Gebrauchs- und Übungsmaterialien wie Papier, Schreib-, Zeichen- und Re-
chengeräte oder sonstige Arbeitsmittel gehören zur allgemeinen persönlichen Ausstattung der 
Schülerinnen und Schüler und sind von den Eltern unabhängig vom Eigenanteil für Lernmittel 
zusätzlich aufzubringen (§ 41 Abs. 1 S. 2 SchulG). Für die Ausgaben der persönlichen Aus-
stattung gibt es keine rechtlichen Vorgaben. Soweit die Schule bzw. die Fachlehrkräfte selbst 
bestimmte Materialien zur Eigenbeschaffung vorgeben, müssen sich diese Anschaffungen in 
einem angemessenen finanziellen Rahmen bewegen. 
 
 
4. Welche Erkenntnisse liegen der Landesregierung über Unterschiede bei der Um-

setzung der Lernmittelfreiheit bzw. bei der Beschaffung von Lernmitteln durch die 
Schulträger in Nordrhein-Westfalen vor? 

 
Der Schulträger kann die Beschaffung und Bewirtschaftung von Lernmitteln selbst überneh-
men oder an die Schule delegieren. Beide Alternativen werden in Nordrhein-Westfalen prakti-
ziert. Darüber hinaus liegen der Landesregierung keine Erkenntnisse vor. 
 


